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IW-Konjunkturprognose. Nach der Vollbremsung im Winterhalbjahr 2012/13 
kommt die deutsche Wirtschaft erst allmählich wieder in Gang. Das reale 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird daher 2013 nur um ¾ Prozent gegenüber dem 
Vorjahr zulegen. Für das kommende Jahr erwartet das IW Köln ein Plus von 
gut 1½ Prozent – nicht zuletzt, weil der Außenhandel und die Investitionen 
wieder expandieren.

nehmen in diesem Frühjahr unter­
mauert. Die Firmen in Deutschland 
beurteilen ihre Lage aktuell etwas 
besser als im Herbst 2012 (vgl. iwd 
47/2012). So sprechen 28 Prozent 
von einer günstigeren Geschäftssitua­
tion, ein Viertel meldet eine Ver­
schlechterung. Auch der Blick nach 
vorn lässt hoffen (Grafik):

Rund 37 Prozent der Unternehmen 
gehen für das Jahr 2013 von einer 
steigenden Produktion aus – lediglich 
18 Prozent erwarten einen geringeren 
Output.

Dabei sind die ostdeutschen Be­
triebe zuversichtlicher als die west­
deutschen. Zwischen den einzelnen 
Branchen gibt es dagegen nur ge­
ringe Abweichungen.

Auch die weiteren Ergebnisse der 
Konjunkturprognose (Tabelle Seite 2) 
und der Frühjahrsumfrage sind un­
term Strich recht erfreulich:

•	 Außenhandel. Die Aussichten der 
deutschen Unternehmen haben 

Einkommenssteuer. Damit 
Lohnerhöhungen auch bei 
steigenden Preisen zu mehr 
Kaufkraft führen, sollte der 
Staat den Steuertarif jährlich 
an die Inflation anpassen.	
Seite 3

Bundesregierung. Die 
reformpolitische Bilanz von 
Merkels Regierungszeit ist 
durchwachsen – vor allem in 
der Amtsperiode seit 2009 
hat der Elan nachgelassen.	
Seite 4-5

Verkehrsemissionen. Die 
EU-Kommission peilt ab 
dem Jahr 2020 die weltweit 
strengsten Grenzwerte für 
den Kohlendioxidausstoß 
von Pkws an.	
Seite 6-7

Ökobanken. Die alternativen 
Finanzinstitute bieten Invest-
ments in nachhaltige Unterneh-
men an – und haben damit Er-
folg: Kundenzahl und Einlagen 
wachsen stetig.	
Seite 8

Die Prognose beruht nicht zuletzt 
auf der Annahme, dass die Weltwirt­
schaft leicht Fahrt aufnimmt. Auch 
die meisten Euro-Krisenländer 
sollten 2013 die Talsohle erreichen, 
gleichwohl bleiben die Wachstums­
perspektiven für Europa verhalten.

Diese Sichtweise wird durch die 
IW-Befragung von fast 3.000 Unter­
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So viel Prozent der Unternehmen erwarten für das Jahr 2013 eine       Abnahme der ...         Zunahme der ...

Rest zu 100: gleichbleibend; Quelle: IW-Befragung von 2.292 Unternehmen in Westdeutschland und 629 Unternehmen in Ostdeutschland im März/April 2013

Konjunktur: Firmen sind verhalten zuversichtlich

Westdeutschland Ostdeutschland Insgesamt

Produktion

Exporte

Erträge

Investitionen

Beschäftigung

18,7

15,5

30,0

22,0

18,7

35,8

29,5

27,1

33,2

28,8

41,2

19,0

28,0

27,3

29,3

16,7

13,6

24,1

24,7

20,3

36,5

28,3

27,2

32,5

28,9

18,3

15,3

29,2

22,4

18,9

Langsam aufwärts
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beiden Jahren leicht steigende Inves­
titionen zu erwarten – unter ande­
rem, weil die Nachfrage nach neuen 
oder modernisierten Wohnungen 
hoch bleibt.

•	 Arbeitsmarkt. Noch vor wenigen 
Monaten hatten die deutschen Un­
ternehmen überwiegend mit einem 
Beschäftigungsrückgang gerechnet. 
Mittlerweile hat sich das Blatt ge­
wendet:

Derzeit planen 29 Prozent der Un­
ternehmen, in diesem Jahr zusätzliche 
Mitarbeiter einzustellen – lediglich 
19 Prozent gehen von einem Perso­
nalabbau aus.

Besonders gut sind die Aussichten 
im Servicesektor, wo ein Drittel der 
Firmen mit einem Beschäftigungs­
zuwachs und nur ein Sechstel mit 
einem Rückgang rechnet.

Damit dürfte die Erwerbstätigen­
zahl in Deutschland nach wie vor 
leicht steigen – im Jahr 2014 auf fast 
42 Millionen. Die Zahl der Arbeits­
losen wird dann wieder unter die 
2,9-Millionen-Marke sinken.

•	 Privater Konsum. Die erfreuliche 
Arbeitsmarktentwicklung und die 
damit verbundenen Einkommenszu­
wächse sorgen mit dafür, dass die 
Konsumnachfrage der privaten 
Haushalte das Wachstum der deut­
schen Wirtschaft weiterhin stützt. 
Auch die niedrige Teuerungsrate 
wirkt sich positiv aus. Insgesamt 
erwarten die IW-Konjunkturfor­
scher für den privaten Konsum 2013 
und 2014 daher ein reales Plus von 
etwa ½ bzw. 1 Prozent.

Wirtschaftswachstum wieder zuneh­
mend antreiben.

•	 Investitionen. Hier schaffen die 
verbesserten Produktionsaussichten, 
die weltwirtschaftliche Erholung 
und die günstigen Finanzierungsbe­
dingungen gute Voraussetzungen für 
eine Trendwende. Nachdem die Un­
ternehmen 2012 ihre Investitionen 
in neue Maschinen und Anlagen 
deutlich zurückgefahren hatten, will 
immerhin ein Drittel das Budget nun 
aufstocken; nur 22 Prozent halten 
Kürzungen für erforderlich.

Angesichts dessen ist für 2013 bei 
den Ausrüstungsinvestitionen im­
merhin ein Nullwachstum möglich. 
Im Jahr 2014 winkt ein Plus von bis 
zu 5½ Prozent – sofern die Politik 
die Rahmenbedingungen nicht zum 
Beispiel durch Steuererhöhungen 
verschlechtert. Im Bausektor sind in 

sich gegenüber dem Herbst 
2012 deutlich verbessert – inzwi­
schen rechnen 28 Prozent für den 
weiteren Jahresverlauf  mit stei­
genden Ausfuhren, nur 15 Prozent 
erwarten einen Rückgang. Vor allem 
die westdeutschen Firmen sowie die 
Investitionsgüterproduzenten sind 
zuversichtlich.

Dies dürfte nicht zuletzt an der 
langsam zunehmenden weltwirt­
schaftlichen Dynamik liegen. Aller­
dings beeinträchtigen die steigenden 
Energie- und Lohnstückkosten die 
deutschen Exportchancen.

Insgesamt aber werden die Aus­
fuhren von Waren und Dienstleis­
tungen im laufenden Jahr voraussicht­
lich real um 3½ Prozent und 2014 um 
5 Prozent wachsen.

Damit kann der Außenhandel 
spätestens im kommenden Jahr das 

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

17

Stand: April 2013; Arbeitslosenquote: registrierte Arbeitslose in Prozent der Erwerbspersonen; 
Produktivität: reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde; Finanzierungssaldo: in Prozent des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts; Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

IW-Prognose für 2013 und 2014
Deutschland, Veränderung 
gegenüber Vorjahr in Prozent

Entstehung des realen Bruttoinlandsprodukts

Erwerbstätige

Arbeitslosenquote

Arbeitsvolumen

Produktivität

Bruttoinlandsprodukt

Verwendung des realen Bruttoinlandsprodukts

Private Konsumausgaben

Konsumausgaben des Staates

Anlageinvestitionen

–  Ausrüstungen

–  Sonstige Anlagen

–  Bauten

Inlandsnachfrage

Export

Import

Preisentwicklung

Verbraucherpreise

Staatshaushalt

Finanzierungssaldo

1,1

6,8

0,4 0

0,3 3/4

0,7

0,6

1,4

-2,5

-4,8

3,2

-1,5
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3,7

1,8
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0,2

1/4

61/2
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1/2

1

0

3
3/4

1

31/2

33/4

13/4

-1/4

61/2

11/4

1/4

11/2

1

1

1/2

1/2 3

51/2

3

11/4

11/2

5

5

2
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2012 2013 2014

Information

aus IW-Trends
2/2013

Erholung ohne Schwung – 
IW-Konjunkturprognose Frühjahr 2013

IW-Forschungsgruppe 
Konjunktur:

www.iwkoeln.de/trends

http://www.iwkoeln.de/de/studien/iw-trends


Inflationsausgleich ist notwendig

Einkommenssteuer. Damit die Arbeit-
nehmer auch bei steigenden Preisen 
etwas von ihren Lohnerhöhungen ha-
ben, sollte der Staat für eine automa-
tische jährliche Anpassung des Steuer-
tarifs an die Inflation sorgen.

Wenn das Bruttogehalt steigt, ist 
das erst mal eine prima Sache. Das 
heißt allerdings noch lange nicht, 
dass der Arbeitnehmer am Ende 
auch mehr Kaufkraft hat – schuld 
daran ist die sogenannte kalte Pro-
gression (Kasten).

Wie stark sie sich auswirkt, hat 
das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln im Auftrag der Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft be-
rechnet. Dem Gutachten zufolge 
muss jeder Arbeitnehmer – bei einem 
jährlichen Anstieg des Bruttogehalts 
um 2,9 Prozent und einer Inflations-
rate von 2 Prozent – allein aufgrund 
der kalten Progression im Durch-
schnitt pro Jahr 80 Euro mehr an 
Einkommenssteuer zahlen.

Vor allem bei den Beziehern ge-
ringer Einkommen schlägt dieses 
Phänomen zu (Grafik):

Bei einem alleinstehenden Arbeit-
nehmer mit einem Bruttoeinkommen 
von 10.000 Euro im Jahr 2010 entfal-
len mehr als 60 Prozent der bis 2017 
zu erwartenden Steuermehrbelastung 
auf die kalte Progression.

Eine Initiative der Bundesregie-
rung, den Steuertarif  umfassend zu 
ändern, um die kalte Progression 
wettzumachen, wurde von den Län-
dern gestoppt. Nun wird 2013 und 
2014 lediglich der Grundfreibetrag 
– bis zu diesem Einkommen werden 
keine Steuern fällig – an die Inflation 
angepasst.

Bleibt der Einkommenssteuertarif 
ansonsten unverändert, müssen die 
deutschen Steuerzahler in den Jahren 
2010 bis 2017 allein aufgrund der 
kalten Progression insgesamt mehr 
als 20 Milliarden Euro zusätzlich an 
den Fiskus abführen.

Dies ließe sich vermeiden, wenn 
die Tarifgrenzen der Einkommens-
steuer jährlich in dem Maße ange-
hoben werden, wie die Verbraucher-
preise steigen. Am besten wäre es, 
diese regelmäßige Tarifanpassung 
im Einkommensteuergesetz zu ver-
ankern.
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Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Kalte Progression: Kleine Einkommen trifft es härter
Lesebeispiel: In den Jahren 2010 bis 2017 wächst die gesamte Steuerbelastung eines allein-
stehenden Arbeitnehmers mit einem Bruttojahreseinkommen von 10.000 Euro – bei einer jährlichen 
Gehaltssteigerung von 2,9 Prozent und einer Inflationsrate von 2 Prozent – um insgesamt 436 Euro. 
Davon entfallen allein 261 Euro bzw. 60 Prozent auf die kalte Progression.
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Einkommens-
steuer-
belastung

Einkommens-
zuwachs 
2010 bis 2017

Bruttojahres-
einkommen

darunter:
Kalte Progression

36
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18

13
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5
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Information

Gutachten
 Thilo Schaefer: 
 Kalte Progression – Mikrosimu-
lationsanalyse der Auswirkungen inflations-
bedingter Einkommensteuererhöhungen

www.iwkoeln.de/studien/gutachten

Die kalte Progression
Die Ursache dieses Phänomens liegt in 
der Ausgestaltung des Einkommens-
steuertarifs: Mit steigendem Bruttoein-
kommen erhöht sich auch der Steuer-
satz – die Steuerbelastung steigt also 
nicht nur absolut, sondern auch relativ 
zum Gehalt. Das ist durchaus gewollt – 
wer mehr Geld verdient, soll auch mehr 
zum Steueraufkommen und damit zur 
Finanzierung gesellschaftlicher Aufga-
ben beitragen. 
Problematisch wird es aber, wenn die 
Erhöhung des Bruttogehalts maximal 
die Inflation ausgleicht. Denn dann 
steigt aufgrund der höheren Steuerbe-
lastung das Nettoeinkommen weniger 
stark als das allgemeine Preisniveau 
– der Arbeitnehmer kann sich demzu-
folge weniger leisten als zuvor. Diesen 
Effekt bezeichnen Ökonomen als kalte 
Progression. 

http://www.iwkoeln.de/de/studien/gutachten/beitrag/thilo-schaefer-kalte-progression-109499


dierungspfad verlassen wurde – aber 
nur vorübergehend. Im vergangenen 
Jahr erzielte der Staat als Ganzes 
erneut einen Überschuss.

Einen Wermutstropfen gibt es al-
lerdings: Weil die Wirtschaft zuletzt 
rundlief, sprudelten die Steuerein-
nahmen kräftig. Trotzdem wies zum 
Beispiel der Bund für 2012 ein Haus-
haltsdefizit von 12 Milliarden Euro 
aus. Gerettet haben den Staat letzt-
lich die Überschüsse der Sozialver-
sicherungen in Höhe von 15,8 Mil-
liarden Euro. Es ist also das Geld der 
Beitragszahler, das für einen ausge-
glichenen Etat sorgte – und weniger 
die Berliner Finanzpolitik.

Wenn man sich die beiden Legis-
laturperioden der Regierungen Mer-
kel anschaut, fällt auf, dass der Re-
formelan zuletzt deutlich abgenom-
men hat. Darauf lässt jedenfalls die 
Entwicklung des IW-Reformbaro-
meters schließen (Grafik und Kasten 
Seite 5):

•	 Große Koalition. Gegen den erbit-
terten Widerstand der Gewerkschaf-
ten setzte Schwarz-Rot schon zu 
Beginn der Legislaturperiode die 
Rente mit 67 durch. Auf diese Weise 
sollte die Rentenversicherung demo-
grafiefest gemacht werden. Die Un-
ternehmenssteuerreform sorgte da-
für, dass Kapitalgesellschaften ihre 
Gewinne nur noch mit 30 statt mit 
39 Prozent versteuern müssen. Das 
hat die Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe gestärkt.

Es gab aber auch bittere Pillen zu 
schlucken, wie etwa die Mehrwert-
steuererhöhung von 16 auf 19 Pro-
zent, was die Konsumfreude der 
Verbraucher und damit die Kon-
junktur beeinträchtigte.

umgekehrt – die Arbeitslosenquote 
ist hierzulande nur noch halb so 
hoch wie in der Eurozone (Grafik).

Die Arbeitsmarkterfolge dürften 
indes noch zu einem guten Teil auf die 
Hartz-IV-Reformen der Regierung 
Schröder zurückzuführen sein.

•	 Staatsfinanzen. Im Jahr 2005 gab 
der Staat – Bund, Länder, Gemein-
den und Sozialversicherungen – 
deutlich mehr aus, als er einnahm. 
Das Minus lag bei 3,3 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Schon 2007 
erwirtschafteten die Gebietskörper-
schaften und die Sozialversiche-
rungen eine schwarze Null.

Die Wirtschaftskrise sorgte an-
schließend dafür, dass der Konsoli-

Bundesregierung. Seit nunmehr zwei Legislaturperioden bestimmt Angela 
Merkel (CDU) die Richtlinien der Politik. Auf der Zielgeraden in Richtung Bun-
destagswahl ist es an der Zeit für eine reformpolitische Bilanz: Was ist in 
Deutschland von 2005 bis heute vorangegangen, und was ist schiefgelaufen?

Am 22. November 2005 wurde 
Angela Merkel zur Bundeskanzlerin 
gewählt. Seitdem hat sie mit wech-
selnden Partnern koaliert – erst mit 
der SPD, zuletzt mit der FDP. Ihre 
Reformbilanz kann sich durchaus 
sehen lassen – wenn man sich die 
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen 
und der Staatsfinanzen vor Augen 
hält. Dennoch ist fraglich, ob Mer-
kels Amtszeit ausschließlich Lob-
kärtchen verdient:

•	 Arbeitsmarkt. Während 2005 die 
Arbeitslosenquote noch deutlich hö-
her als im übrigen Euroraum lag und 
man schon von Deutschland als dem 
kranken Mann Europas sprach, ha-
ben sich die Verhältnisse inzwischen 
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Finanzierungssaldo des Staates 
in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Harmonisierte Arbeitslosenquote in Prozent

2012: teilweise Schätzungen; harmonisierte Arbeitslosenquote: nach dem Konzept 
der Internationalen Arbeitsorganisation; Quellen: Eurostat, OECD

Bilanz der Merkel-Jahre: 
Mehr Beschäftigung – weniger Schulden

Deutschland Eurozone
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Mehr Licht als Schaden



Denn im Jahr 2009 waren die Brut-
tolöhne gesunken.

Trippelschritte in die richtige 
Richtung gab es vor allem in der 
Arbeitsmarktpolitik. Zu nennen wä-
ren die Aussetzung der Wehrpflicht 
– was dem Fachkräftemangel entge-
genwirkt – oder die weitere Öffnung 
für ausländische Arbeitskräfte 
(Stichwort: Blaue Karte).

Ein großer Schritt nach vorn wäre 
das Gesetz zum Abbau der kalten 
Progression gewesen – dieses ist aber 
jüngst am Bundesrat gescheitert.

Ende 2010 gab es erneut eine Ge-
sundheitsreform – die Regierung 
griff in die Preisbildung bei Arznei-
mitteln ein (mit einem Zwangsrabatt 
auf patentgeschützte Arzneimittel), 
die Kassen konnten einen Zusatzbei-
trag in Form einer festen Prämie 
erheben und der Beitragssatz wurde 
erhöht.

Schon die Große Koalition hatte 
die Rentenformel, wonach die Ren-
ten sinken, wenn zuvor die Löhne 
gesunken sind, ausgehebelt. Diese 
Rentengarantie griff 2010 erstmalig. 

Im Jahr 2008 wurde ohne Not die 
maximale Zahldauer für das Ar-
beitslosengeld I angehoben – Ältere 
konnten fortan 24 statt 18 Monate 
ALG I beziehen. Dies war ein Rück-
schlag in den Bestrebungen, Ältere 
in den Arbeitsmarkt einzugliedern. 
Und es torpedierte die Rente mit 67.

Die Neuregelung der Erbschafts-
steuer hat vor allem bei mittelstän-
dischen Firmen für Unmut gesorgt. 
Zum einen ist damit ein großer bü-
rokratischer Aufwand verbunden. 
Zum anderen sind die Bedingungen, 
unter denen Betriebsvermögen von 
der Steuer verschont bleiben, sehr 
restriktiv. Umstrukturierungen zum 
Beispiel werden erschwert, was die 
Existenz von Unternehmen und da-
mit Jobs gefährden kann.

Im November 2008 passierte der 
Gesundheitsfonds den Bundesrat, er 
sah u. a. einen einheitlichen Beitrags-
satz für alle gesetzlichen Kassen vor. 
Mit dem Fonds reduzierte der Staat 
den Wettbewerb zwischen den Kas-
sen auf ein Minimum.

Hätte die Finanz- und Wirt-
schaftskrise die Große Koalition 
nicht gefordert, wäre die Reformbi-
lanz der ersten Regierung Merkel 
unter dem Strich wohl negativ aus-
gefallen. Mit den Konjunkturpa-
keten (Stichworte sind hier u. a. die 
Umweltprämie sowie Investitions-
programme) und den Regelungen 
zur Kurzarbeit wurde der Nachfra-
geeinbruch abgefedert, was Deutsch-
land durch die Krise half.

•	 Schwarz-gelbe Koalition. Diese 
startete 2009 gleich mit einem Faux-
pas in die neue Legislaturperiode. Sie 
setzte für Hotelübernachtungen die 
Mehrwertsteuer von 19 Prozent auf 
7 Prozent herab – damit wurde die 
willkürliche Auswahl von Produkten 
und Dienstleistungen mit ermäßig
ten Sätzen nochmals erweitert.
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Schwarz-Rot

Schwarz-Gelb

103,7

Zeitpunkt für die Bewertung ist der Monat, in dem das Gesetz beschlossen wurde
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Zwei Legislaturperioden im Vergleich
Das Reformbarometer des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln beurteilt, inwieweit politische 
Reformvorhaben in der Arbeitsmarktpolitik, der Sozialpolitik sowie der Steuer- und Finanzpolitik 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verändert haben.

Monat der Regierungsübernahme = 100

11/2005

10/2009

2006 2007 2008 2009
1Monat 2 3 4 5 6 7 8 910 15 20 25 27 39 44 47

2010 2011 12/2012
1Monat 2 3 4 5 6 7 8 910 12 16 18 24 28 33 36 39
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90
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105
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100

105

96,7

Februar 2006
Mehrwertsteuer-
erhöhung und 
Rente mit 67

Juli 2006
Gesundheits-
fonds und Unter-
nehmenssteuer-
reform

Juni 2007
Arbeitnehmer-
entsende-
gesetz

Juni 2009
Schulden-
bremse

März 2011
Aussetzung der Wehrpflicht

Januar 2009
Konjunkturpaket II, 
u. a. Milderung der 
kalten Progression, 
kommunales Investi-
tionsprogramm

November 2007
Verlängerte Bezugsdauer 
ALG I und Rechtsanspruch 
auf einen Krippenplatz

September 2012
Betreuungsgeld

November 2009
Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz, u.a. 
Mehrwertsteuer-
senkung für Hotels

Septenber 2010
Eckpunkte Gesund-
heitsreform, u.a. 
Beitragserhöhung 
um 0,6 Punkte

Juni 2012
Pflegeneuaus-
richtungsgesetz

September 2011
Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz

Das IW-Reformbarometer
Mit dem Reformbarometer bewertet das Institut der deutschen Wirtschaft Köln seit 2002, 
inwieweit Reformen in den Bereichen Arbeitsmarkt-, Sozial- sowie Steuer- und Finanzpo-
litik die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Deutschland verändern. Die Punktever-
gabe richtet sich danach, ob sich die Reformvorhaben günstig auf das Wirtschaftswachs-
tum oder die Beschäftigung auswirken. Zeitpunkt für die Bewertung ist der Monat, in 
dem die Gesetze beschlossen wurden.



dingten CO2-Emissionen um 60 Pro-
zent gegenüber dem 1990er-Wert 
senken.

Das wird schwer genug: Schließ-
lich haben die Straßenverkehrsemis-
sionen in Europa – nicht zuletzt 
aufgrund der wirtschaftlichen Auf-
holprozesse in den ost- und südeu-
ropäischen Ländern – in den vergan-
genen 20 Jahren kräftig zugelegt 
(Grafik Seite 7):

Stießen die Pkws und Lkws in 
Europa im Jahr 1990 rund 718 Mil-
lionen Tonnen CO2 aus, waren es 
2010 fast 877 Millionen Tonnen.

Die Kraftfahrzeugemissionen 
sind damit stärker gestiegen als die 
Emissionen der anderen großen Sek-
toren. Auf den Straßenverkehr ent-
fielen 2010 knapp 19 Prozent der 
europäischen Treibhausgasemissio
nen, nur die Kraftwerke und die 
Industrie haben mehr ausgestoßen.

Zwei Drittel der verkehrsbe-
dingten CO2-Emissionen gehen auf 
das Konto von nur fünf Staaten: 
Spanien, Italien, Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland.

Allerdings haben sich in diesen 
Ländern die Emissionen höchst un-
terschiedlich entwickelt:

•	 In Spanien betrug das Plus im 
Zeitraum 1990 bis 2010 fast 64 Pro-
zent – nicht zuletzt bedingt durch 
das zwischenzeitlich rasante Wirt-
schaftswachstum.

•	 Auch in Italien (plus 16 Prozent) 
und Frankreich (plus 10 Prozent) 
stießen die Autos und Lastwagen in 
diesem Zeitraum zusehends mehr 
CO2 aus.

•	 Die Verkehrsemissionen in Groß-
britannien blieben mit einem Plus 
von 2 Prozent in etwa konstant.

bauern, die ihre Pkws in Europa 
absetzen wollen, die weltweit strik-
testen Vorgaben (Kasten Seite 7).

Hintergrund sind die ambitio-
nierten Klimaschutzziele, die sich die 
EU gesetzt hat: Bis 2050 wollen die 
Mitgliedsstaaten ihre verkehrsbe-

Verkehrsemissionen. Die Luftverunreinigungen, die der Autoverkehr verur­
sacht, sind ein wichtiges Thema in der globalen Klimapolitik. In vielen Ländern 
gibt es deshalb inzwischen Kohlendioxid-Grenzwerte für Pkws. Die weltweit 
strengsten Auflagen peilt die EU-Kommission an. 

Ab 2020 sollen Neuwagen in der 
EU im Schnitt nur noch 95 Gramm 
CO2 je Kilometer ausstoßen – das 
entspricht einem Kraftstoffver-
brauch von weniger als vier Litern 
auf  100 Kilometer. Mit diesem 
Grenzwert macht Brüssel den Auto-
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Emissionsziel 2020: unter der Annahme von unveränderten Fahrzeuggewichten; Fiat: ohne Chrysler
Quellen: Europäischer Automobilherstellerverband ACEA, Europäische Kommission

CO2-Emissionen: 
Was Europa den Autobauern vorschreibt
Seit dem Jahr 2006 schreibt die EU den Pkw-Herstellern vor, wie viel Gramm CO2 je Kilometer 
ihre Neuwagenflotten ausstoßen dürfen. Für jeden Hersteller werden dabei auf Basis der 
Durchschnittsemission eigene Zielwerte unter Berücksichtigung des Durchschnittsgewichts 
der Fahrzeugflotte festgelegt.

Daimler

BMW

Ford

VW

Fiat

GM

Toyota

Renault-
Nissan
Peugeot/
Citroën

EU-weit

1.472

1.453

1.319

1.366

1.112

1.257

1.214

1.230

1.201

1.372

184

182

162

165

144

157

152

150

142

159

138

138

127

132

119

131

127

127

128

130

101

101

93

96

87

96

93

93

93

95

Durchschnitts-
gewicht 2006 
in kg

Emission 
2006

Emissions-
ziel 2015

Emissions-
ziel 2020

Emissionsreduktion 
zwischen 2006 und 
2020 in Prozent

EU peilt das Vier-Liter-Auto an



ren: Für Plug-in-Hybride gelten 
privilegierte Vorschriften bei der 
Ermittlung der CO2-Emissionen, 
batteriegetriebene Autos gelten so-
gar als Null-Emissionsfahrzeuge.

xid-Emissionen von 9 bis 11 Gramm 
pro Kilometer. Der erlaubte CO2-
Wert für 2015 gestattet bei dieser 
Gewichtszunahme aber nur den zu-
sätzlichen Ausstoß von 4,57 Gramm 
je Kilometer, ab 2020 sind sogar le-
diglich weitere 3,33 Gramm je Kilo-
meter erlaubt. Die Folge:

•	 Die Hersteller mit den schwersten 
Flotten müssen zwischen 2006 und 
2020 ihre Emissionen um durch-
schnittlich etwa 45 Prozent senken.

•	 Die Produzenten mit den leich-
testen Fahrzeugen brauchen ihre Ab-
gasbelastung nur um 35 Prozent zu 
reduzieren.

Zwar halten jetzt schon einige 
Autohersteller den Emissionsziel-
wert für 2015 ein, doch dies sind vor 
allem jene, die aufgrund des gerin-
geren Durchschnittsgewichts ihrer 
Neuwagenflotten auch weniger 
strenge Auflagen erfüllen müssen.

Vor allem die Premiumhersteller 
mit ihren meist schweren Fahrzeu-
gen dürften die Auflagen daher nur 
erfüllen können, wenn sie ihre Neu-
wagenflotte zunehmend elektrifizie-

•	 In Deutschland sanken die Emis-
sionen aus dem Straßenverkehr – 
zwischen 1990 und 2010 um 4 Pro-
zent, zwischen 1999 und 2010 sogar 
um mehr als 17 Prozent.

Um die Verkehrsemissionen zu 
senken, beschreitet die EU einen 
ungewöhnlichen Weg: Statt an der 
tatsächlich ausgestoßenen CO2-
Menge der durch Europa fahrenden 
Wagen anzusetzen, gibt Brüssel ver-
bindliche Grenzwerte für den Koh-
lendioxid-Ausstoß einzelner Fahr-
zeuge vor. Dieses Vorgehen lässt aber 
außer Acht, wie und wie viel ein 
Auto tatsächlich gefahren wird.

Das EU-Klimaschutzvorhaben, 
das sich derzeit in der Abstimmung 
im Europäischen Parlament befindet 
und wohl in der jetzigen Fassung 
durchgewunken werden dürfte, sieht 
folgende Grenzwerte für Pkws in 
Europa vor (Grafik Seite 6):

Ab 2015 darf die Neuwagenflotte 
im Schnitt nur noch 130 Gramm CO2 

je Kilometer ausstoßen, ab 2020 wird 
die Emissionsmenge auf 95 Gramm 
CO2 je Kilometer reduziert.

Bei diesen Angaben handelt es 
sich allerdings nur um Mittelwerte. 
Jeder einzelne Autobauer erhält her-
stellerspezifische Grenzwerte – unter 
Berücksichtigung seines Produkt-
portfolios. Der entscheidende Fak-
tor dabei ist das Durchschnittsge-
wicht der Neuwagenflotte eines Her-
stellers.

Schweren Autos beispielsweise 
wird zwar grundsätzlich mehr Sprit-
verbrauch und damit eine größere 
Emissionsmenge zugestanden als 
leichten, doch gleichzeitig wird von 
schweren Karossen eine stärkere 
CO2-Verringerung eingefordert.

So steigert ein Mehrgewicht von 
100 Kilogramm den Spritverbrauch 
eines Pkws um 0,4 bis 0,5 Liter, das 
entspricht zusätzlichen Kohlendio-
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Straßenverkehr: sämtliche Kraftfahrzeuge
Quelle: Weltklimarat

Verkehrsemissionen: Mal mehr, mal weniger
CO2-Emissionen des Straßenverkehrs in Millionen Tonnen EU-27 Deutschland
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Grenzwerte grenzenlos
Nicht nur Europa will den CO2-Ausstoß 
einzelner Fahrzeuge reduzieren, auch 
andernorts gibt es solche Bestrebungen. 
Zwar werden dabei unterschiedliche 
Einheiten und Messverfahren benutzt, 
doch die verschiedenen Grenzwerte 
können vergleichbar gemacht werden 
– allerdings mittels recht aufwendiger 
Berechnungen. Eine solche Standardi-
sierung zeigt: Die mit Abstand schärfs-
ten CO2-Regulierungen für Pkws gibt es 
in Europa und Japan. 

Information

Gutachten
 Thomas Puls: CO2-Regulierung 
 für Pkws – Fragen und Ant-
worten zu den europäischen Grenzwerten für 
Fahrzeughersteller

www.iwkoeln.de/studien/gutachten

http://www.iwkoeln.de/de/studien/gutachten/beitrag/thomas-puls-co2-regulierung-fuer-pkws-107036
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Aktien: Besseres Gewissen, bessere Rendite
Der Deutsche Aktienindex (DAX) spiegelt die Entwicklung der 30 größten und umsatzstärksten, 
an der Frankfurter Börse gelisteten Unternehmen wider. Der Natur-Aktien-Index (NAI) beinhaltet 
30 internationale, mit ihrer ökologischen Strategie erfolgreiche Unternehmen. Der NAI ist ein 
reiner Kursindex, das heißt Dividenden werden nicht berücksichtigt. Für einen Vergleich muss 
deshalb auch der Kursindex des DAX herangezogen werden. Üblicherweise wird dieser als 
Performanceindex veröffentlicht.

Aktienindizes im Vergleich, Index 30. Januar 2009 = 100, jeweils letzter Monatswert

DAX 
Kursindex

NAI 

30.1.2009  2010  2011  2012 2013 29.3.
2013
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Zaster ohne 
Laster
Ökobanken. Viele Menschen wollen 
Bioprodukte nicht nur konsumieren, 
sondern auch in Bio investieren. Diese 
Nische bedienen Öko- und Ethik-
banken. Statt hoher Zinsen bieten sie 
Investments in nachhaltige Unterneh-
men – und haben damit Erfolg.

Vor fast 50 Jahren startete mit der 
katholischen Steyler Bank die erste 
deutsche Bank mit einem ethischen 
Schwerpunkt. Neben dieser Mis­
sionsbank gibt es in Deutschland 
noch weitere Banken mit ökologisch-
ethischer Orientierung: die Umwelt­
bank, die Ethikbank, die Triodos 
Bank sowie die GLS Bank.

Auf den ersten Blick unterschei­
det sich die Produktpalette kaum 
von jener der klassischen Finanz­
institute – neben Giro- und Tages­
geldkonten bieten die Ökobanken 
ihren Kunden auch das klassische 
Wertpapiergeschäft an. Zusätzlich 
gibt es aber Förderprogramme für 
ökologischen Neubau oder energe­

tische Sanierung. Die alternativen 
Geldhäuser haben außerdem eine 
andere Produktauswahl, denn häufig 
werden z.B. Beteiligungen an Rüs­
tungsunternehmen ausgeschlossen.

Durch das zunehmende Umwelt­
bewusstsein konnten die Ökobanken 
stetig wachsen – bei Triodos haben 
sich die Einlagen in Deutschland seit 
2007 verdoppelt.

In jüngster Zeit haben die Finanz­
krise und das verlorene Vertrauen in 
den Finanzsektor den Ethikbanken 
weitere Kunden beschert:

Zur GLS Bank kamen im Jahr 
2012 rund 27.000 neue Sparer – ein 
Plus von 23 Prozent.

Zwar besetzen die grünen Insti­
tute mit derzeit 226.000 Kunden und 
rund 3,5 Milliarden Euro Einlagen 
bislang eine Nische, allerdings kön­

nen sich die Kunden über steigende 
Renditen freuen. So kletterte der 
Natur-Aktien-Index (NAI) seit An­
fang 2009 um knapp 80 Prozent nach 
oben. Dieser beinhaltet 30 interna­
tionale Unternehmen, die mit ihrer 
ökologischen Strategie erfolgreich 
sind. Im selben Zeitraum hat der 
Kursindex des DAX – also der In­
dex, bei dem keine Dividenden be­
rücksichtigt werden – lediglich um 
gut 55 Prozent zugelegt (Grafik).

Die Ökobanken haben aktuell in 
puncto Nachhaltigkeit die Nase 
vorn. Doch längst sind auch klas­
sische Institute auf den grünen Zug 
aufgesprungen. Für nachhaltige An­
lageprodukte könnte es zu einer ähn­
lichen Entwicklung wie bei Bio-Le­
bensmitteln kommen, die man mitt­
lerweile in jedem Supermarkt findet.




